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Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 174. Sitzung am 
1. März 1972 beschlossene Gesetz zur wirtschaftlichen Siche- 
rung der Krankenhäuser und zur Regelung der Krankenhaus- 
pflegesätze — KHG — Drucksachen ¥1/1874, ¥1/3082, m ¥1/3082 
— wird nach Maßgabe der in der Anlage zusammengefaßten 
Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der 
Vermittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundes- 
tag über die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 

Bonn, den 3. Mai 1972 

Der Vermittlungsausschuß 

Höcherl Russe 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


Gesetz zur wirtschaftlichen Sicherung der Krankenhäuser und 
zur Regelung der Krankenhauspflegesätze 
— KHG — 


1 . Zu § 2 Nr. 2 Buchstabe a 

§ 2 Nr. 2 Buchstabe a wird wie folgt gefaßt: 

„a) die Kosten der Errichtung (Neubau, Um- 
bau, Erweiterungsbau) von Krankenhäusern 
und der Anschaffung der zum Krankenhaus 
gehörenden Wirtschaftsgüter, ausgenom- 
men der zum Verbrauch bestimmten Güter 
(Verbrauchsgüter),''. 

2. Zu § 2 Nr. 3 Buchstabe b 

a) In § 2 Nr. 3 wird Buchstabe b gestrichen. 

b) In § 2 Nr. 3 Buchstabe c werden die Worte 
„Buchstaben a und b" durch die Worte 
„Buchstabe a" ersetzt. 

c) In § 2 Nr. 3 Buchstabe d werden die Worte 
„Buchstaben a bis c" durch die Worte „Buch- 
staben a und c" ersetzt. 

3. Zu § 2 Nr. 3 Buchstabe e (neu) und § 5 Satz 2 

a) In § 2 Nr. 3 wird folgender neuer Buch- 
stabe e eingefügt: 

„e) Kapitalkosten (Abschreibungen und Zin- 
sen) für die in Nummer 2 genannten 
Wirtschaftsgüter, " . 

b) In § 5 wird Satz 2 wie folgt gefaßt: 

„An Stelle von Zuschüssen kann der Schul- 
dendienst (Verzinsung, Tilgung und Verwal- 
tungskosten) von Darlehen, die für Investi- 
tionskosten aufgenommen worden sind, oder 
ein Ausgleich für Kapitalkosten (§ 2 Nr. 3 
Buchstabe e) gewährt werden." 

4. Zu § 6 Abs. 1 Satz 6 

In § 6 Abs. 1 Satz 6 werden die Worte „und für 
Instandhaltung und Instandsetzung" gestrichen. 

5. Zu § 6 Abs. 2 

In § 6 wird Absatz 2 wie folgt gefaßt: 

„(2) Vor der endgültigen Aufstellung der 
mehrjährigen Programme berät der Ausschuß 
für Fragen der wirtschaftlichen Sicherung der 
Krankenhäuser über die gegenseitige Abstim- 
mung der Programme auf der Grundlage der 
Krankenhausbedarfspläne mit dem Ziel, den in 


§ 1 bezeichneten Zweck dieses Gesetzes zu er- 
reichen. Entsprechendes gilt für die Anpassung 
und Durchführung der Programme." 

6. Zu § 6 Abs. 3 Satz 2 

a) § 6 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Bei der Aufstellung der Krankenhausbe- 
darfspläne und der Programme zur Durch- 
führung des Krankenhausbaus sind die Kran- 
kenhausgesellschaft sowie die Spitzenver- 
bände der gesetzlichen Krankenkassen und 
der sonstigen wesentlich Beteiligten im 
Lande anzuhören." 

b) In § 6 Abs. 3 Satz 2 werden die Worte „Die 
Länder" durch die Worte „Die Landesregie- 
rungen" ersetzt. 

7. Zu § 6 Abs. 4 

In § 6 Abs, 4 wird Satz 5 gestrichen und dem- 
gemäß der letzte Satz eingangs wie folgt gefaßt: 

„Im Land Berlin sind die Sätze 1 bis 4 . . .". 

8. Zu § 7 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 3 Satz 2 

a) § 7 Abs. 1 Satz 3 wird gestrichen; 

b) § 7 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Der Vorsitz wechselt zwischen dem Bundes- 
minister für Jugend, Familie und Gesundheit 
und einem der Mitglieder aus den zustän- 
digen obersten Landesbehörden." 

9. Zu § 7 Abs. 2 Satz 1 

In § 7 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „und 
Koordinierung" gestrichen. 

10. Zu § 10 

a) § 10 Abs. 2 sowie in der Überschrift von § 10 
die Worte „und der Instandhaltung und In- 
standsetzung" werden gestrichen. 

b) In § 10 Abs. 4 werden die Worte „die in den 
Absätzen 1 und 2 bezeichneten Vomhundert- 
sätze oder Bemessungsgrundlagen" durch die 
Worte „den in Absatz 1 bezeichneten Vom- 
hundertsatz oder die dort bezeichnete Be- 
messungsgrundlage" ersetzt. 
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11. Zu§ 10 Abs. 6 

§ 10 Abs. 6 wird wie folgt gefaßt: 

„(6) Der Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit setzt in Abständen von höch- 
stens zwei Jahren die Bemessungsgrundlage 
nach Absatz 1 entsprechend der durchschnitt- 
lichen Kostenentwicklung der Investitionen nach 
Absatz 1 durch Rechts Verordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates neu fest." 


12. Zu § 13 Abs. 1 Satz 1 

In § 13 Abs. 1 Satz 1 werden nach den Worten 
„bei Beendigung der Förderung" die Worte 
„ , spätestens mit Ablauf der Nutzungsdauer der 
langfristigen Anlagegüter," gestrichen. 


13. Zu § 19 

§ 19 wird wie folgt gefaßt: 

.§ 19 

Übergangsregelung für Pflegesätze 

(1) Die bisher geltenden preisrechtlichen Vor- 
schriften sind weiterhin anzuwenden, bis sie 
durch eine Rechtsverordnung nach § 16 außer 
Kraft gesetzt werden. Bei der Ermittlung der 
Selbstkosten bleiben bei den nach diesem Ge- 
setz geförderten Krankenhäusern die Abset- 
zungen für Abnutzung und die Anpassungsrück- 
stellungen unberücksichtigt; bei teilweise geför- 
derten Krankenhäusern gilt dies nur hinsichtlich 
des geförderten Teils. Zinsen für Fremdkapital 
sind in der Höhe nicht zu berücksichtigen, als 
hierfür Fördermittel gewährt werden. Geneh- 
migte oder festgesetzte Pflegesätze sind bei der 
nächsten Genehmigung oder Festsetzung der 
Pflegesätze zu ermäßigen, soweit sie die noch 
verbleibenden Selbstkosten zusammen mit den 
abgezogenen herkömmlich geleisteten öffent- 
lichen Betriebszuschüssen übersteigen. Ab 1. Ja- 
nuar 1973 sind bei den nach diesem Gesetz ge- 
förderten Krankenhäusern abweichend von 
Satz 4 die Pflegesätze in voller Höhe der noch 
verbleibenden Selbstkosten ohne Abzug der 
herkömmlich geleisteten öffentlichen Betriebs- 
zuschüsse und ohne Berücksichtigung der Lei- 
stungsfähigkeit der Sozialversicherungsträger 
zu genehmigen oder festzusetzen. 

(2) übersteigt der nach Absatz 1 für ein nach 
diesem Gesetz gefördertes Krankenhaus festge- 
setzte Pflegesatz den nach dem bisher geltenden 
Recht maßgebenden Pflegesatz um mehr als 10 
vom Hundert, so sind die übersteigenden Be- 
träge aus Fördermitteln abzugelten; bei der Be- 
rechnung bleiben Kostenänderungen außer Be- 
tracht, die auch nach dem bisherigen Recht zu 
berücksichtigen waren. Ab 1. Januar 1974 ist der 
in Satz 1 genannte Vomhundertsatz jährlich um 


weitere 10 vom Hundert des nach dem bisher 
geltenden Recht maßgebenden Pflegesatzes zu 
erhöhen und der Abgeltungsbetrag entspre- 
chend zu mindern; seine Zahlung endet späte- 
stens am 31. Dezember 1977. 

(3) Bei Festsetzung neuer Pflegesätze auf 
Grund einer Pflegesatzverordnung nach diesem 
Gesetz für ein nach diesem Gesetz gefördertes 
Krankenhaus ist Absatz 2 entsprechend anzu- 
wenden." 


14. Zu § 22 Abs. 1, 2 und 4, § 26 Satz 1 und § 27 

a) § 22 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt; 

„(1) Der Bund stellt in jedem Haushalts- 
jahr für Finanzhilfen nach § 21 ein Drittel 
des Betrages bereit, der in den Ländern 
nach § 4 Abs. 2 Satz 1, § 8 Abs. 2, §§ 10, 11, 
12 Abs. 1 Satz 1, §§ 13 und 19 Abs. 2 und 3 
aufgewendet wird. Für Aufwendungen nach 
§ 4 Abs. 2 Satz 2 und § 9 stellt der Bund 
1972 350 Millionen DM, 1973 360 Millionen 
DM, 1974 370 Millionen DM und 1975 

385 Millionen DM bereit; in den folgenden 
Jahren erhöhen sich diese Beträge entspre- 
chend den jährlichen Steigerungsraten der 
durchschnittlichen Bettenwerte." 

b) § 22 Abs. 2 und 4 sind zu streichen. 

c) In § 26 Satz 1 werden die Worte „ , erster 
Halbsatz" gestrichen. 

d) In § 27 Nr. 3 und 4 wird das Zitat „(§ 22 
Abs. 2)" durch das Zitat „(§ 22 Abs. 1)" er- 
setzt. 


15. Zu § 22 Abs. 3 

§ 22 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Der Bund stellt die Finanzhilfen den 
Ländern in Form von Investitionszuschüssen 
zur Verfügung. Der Bund kann sich die Finanz- 
hilfen auch durch die Übernahme des Schulden- 
dienstes . . . (unverändert)." 


16. Zu §23 Abs. 1 

§ 23 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Finanzhilfen des Bundes nach § 22 
Abs. 1 Satz 1 sind in voller Höhe, die Finanz- 
hilfen nach § 22 Abs. 1 Satz 2 in Höhe von 
80 vom Hundert den Ländern nach ihrer Ein- 
wohnerzahl zuzuweisen." 


17. Zu § 23 Abs. 3 Satz 1 

In § 23 Abs. 3 Satz 1 werden nach den Worten 
„§ 19 Abs. 2" die Worte „und 3" eingefügt. 
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18. Zu § 23 Abs. 4 — neu — 

In § 23 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Als Leistungen der Länder und Gemein- 
den (Gemeindeverbände) im Sinne des Absat- 
zes 3 Satz 1 gelten für das Haushaltsjahr 1972 
auch die von den Ländern und Gemeinden (Ge- 
meindeverbänden) in diesem Jahr den Kran- 
kenhäusern für Investitionskosten gewährten 
Beträge." 

19. Zu § 27 Abs. 1 Nr. 1 

In § 27 Abs. 1 werden die Worte „und welche 
Kosten der Instandhaltung oder Instandsetzung 
zu berücksichtigen sind" gestrichen und die 
beiden ersten Satzteile durch das Wort „und" 
miteinander verbunden. 

20. Zu § 30 Abs. 2 

§ 30 Abs. 2 wird eingangs wie folgt gefaßt: 

„(2) Sind in den Selbstkosten, die der Fest- 
setzung der bisherigen Pflegesätze zugrunde 


gelegt waren, tatsächlich Kosten von Ausbil- 
dungsstätten enthalten, so findet insoweit . . 


21. Zu §30 Abs. 2 

In § 30 Abs, 2 werden die Worte „31. Dezember 
1974" durch die Worte „31. Dezember 1978" 
ersetzt. 


22. Zu § 32 Nr. 1 

In § 32 Nr. 1 wird nach dem Zitat „§§ 12" das 
Wort „und" durch die Worte „ , 17 Abs. 5 und 
§" ersetzt. 


23. Zu § 32 Nr. 1 a — neu — 

In § 32 wird folgende neue Nummer 1 a einge- 
fügt: 

„la. §§ 16, 17 Abs. 1 bis 4, §§ 18, 19 Abs. 1 
Satz 1 und 5, §§ 20, 27 bis 29 am Tage nach 
der Verkündung,". 
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